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3. Änderung des Landesentwicklungsplans für eine nachhaltigere Flächenentwicklung 

Stellungnahme der nordrhein-westfälischen Naturschutzverbände Bund für Umwelt 

und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesgemeinschaft Naturschutz und Umwelt 

(LNU) und Naturschutzbund Deutschland (NABU) vom 30.06.2025 im Rahmen der Öf-

fentlichkeitsbeteiligung zum Entwurf der 3. Änderung des Landesentwicklungsplans. 

Zusammenfassung  

Die Naturschutzverbände halten die Regelungen der 3. LEP-Änderung überwiegend nicht für 

geeignet, um eine nachhaltigere Flächennutzung zu implementieren. Die Planung stellt die 

Belange des Freiraumschutzes/ des Umwelt- und Naturschutzes insbesondere in Bezug auf 

die Siedlungsentwicklung und die neuen Ausnahmemöglichkeiten zur Inanspruchnahme von 

Bereichen für den Schutz der Natur und Waldbereichen systematisch hinten an und befasst 

sich weiterhin nicht mit der dringend notwendigen Trendwende hinsichtlich des Biodiversitäts-

verlustes. Bei der Siedlungsentwicklung fehlt es an Festlegungen für eine zukunftsfähige, kon-

sequent auf den Flächen- und Ressourcenschutz ausgerichtete Planung.  

Zu den einzelnen Themen der 3. Änderung des LEP: 

I. Siedlungsentwicklung 

Die Änderungen des Ziels 2-3 Siedlungsraum und Freiraum werden abgelehnt, da sie zur Öff-

nung des Freiraums für Siedlungsentwicklung im Rahmen der Wiederaufnahme von Ausnahmen 

zur Beschränkung der Siedlungsentwicklung auf festgelegte Siedlungsbereiche nach dem OVG-

Urteil mit Rechtskraft ab dem 22. Mai 2024 (im Weiteren: LEP-Urteil) führen. Dadurch wird der 

Freiraumschutz durch zusätzliche Optionen der Freirauminanspruchnahme geschwächt anstatt 

eine flächensparende Siedlungsentwicklung beispielsweise durch strengere Vorgaben zur Sied-

lungsdichte und Nachverdichtung umzusetzen. Kritisiert werden die eröffneten Ausnahmen zur 

Ausweisung von Bauflächen und -gebiete im regionalplanerischen Freiraum unter anderem hin-

sichtlich der Erweiterung des Ausnahmekatalogs für Änderungen und Neuentwicklungen für 

Sport- und Spielanlagen im Außenbereich. 

Das geplante neue Ziel 2-4 Entwicklung der Ortsteile im Freiraum (Wiedereinführung nach 

LEP-Urteil) eröffnet weitere Entwicklungsspielräume zu Lasten des Freiraums, da der Bedarf 

vom LEP-Wortlaut her nicht mehr auf den der ansässigen Bevölkerung und vorhandener Be-

triebe, also nicht mehr auf die Eigenentwicklung, beschränkt wird. Die Naturschutzverbände 

fordern stattdessen eine strikte Beschränkung auf die Eigenentwicklung der Ortsteile, ggf. 

noch vorhandene Bedarfe zur Siedlungsflächenentwicklung müssen auf die in den Regio-

nalplänen umweltverträglich darzustellenden Siedlungsbereiche konzentriert werden.  

Zum Ziel 6.1-1 Flächensparende und bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung kritisieren 

die Naturschutzverbände das Festhalten an der Methodik zur Bedarfsberechnung, die sich als 

ungeeignete Grundlage für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung erwiesen hat, anstatt eine 

zukunftsfähige Methodik mit den erforderlichen  Anpassung an sich ändernde Rahmenbedin-

gungen, wie die zunehmende Alterung der Bevölkerung, der Abnahme der erwerbsfähigen/ -

tätigen Bevölkerung oder der geänderten Bedarfe an Wohnraumtypen, sowie an Zielsetzun-

gen zur Reduzierung des Flächenverbrauchs einzuführen. Auch müssten Bedarfsberechnung 

über verschiedene „Dichtepfade“ Alternativen zur Begrenzung der Freiflächeninanspruch-

nahme aufzeigen, gefordert wird eine Mindestdichte für neue Siedlungsflächenplanung (Woh-

nen) von 45 Wohneinheiten (WE)/ ha.  
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Die Naturschutzverbände lehnen die neue Regelung, dass Brachflächen generell nicht auf die 

Flächenreserven angerechnet werden und damit nicht bedarfsgerecht entwickelt werden müs-

sen, strikt ab. Sie ist kontraproduktiv, um den Flächenverbrauch und den Neuverbrauch von 

Freiraum zu reduzieren. Die Auswirkungen auf die aktuell in den Regionalplänen ausgewiese-

nen Siedlungsbereiche, inklusive der aktuell enthaltenen Brachflächen, sind gravierend. Damit 

ist die bedarfsgerechte Ausweisung von Siedlungsfläche in den Regionalplänen nicht mehr 

gewährleistet.  

Die Naturschutzverbände kritisieren, dass der nach dem LEP-Urteil wieder eingesetzte Grund-

satz 6.1-2 Leitbild „flächensparende Siedlungsentwicklung“ mit der neuen Formulierung 

verwässert wird. Während die aktuelle Formulierung klar festlegt, dass Regional- und Bauleit-

planung das 5 ha-Ziel bzw. die Netto-Null umsetzen sollen, soll in der neuen Formulierung nur 

noch darauf hingewirkt werden und statt der Netto-Null als klarer quantifizierter Vorgabe nun 

perspektivisch die Flächenkreislaufwirtschaft mit Spielraum für Bilanzierungsmodelle erreicht 

werden. Die Naturschutzverbände fordern wie in § 2 ROG Nr. 6 angelegt quantifizierte Vorga-

ben, die die Siedlungsentwicklung in den einzelnen Regionen angepasst an die dortige Ent-

wicklung und die vorhandenen Strukturen mit einem jeweils auch quantitativ beschriebenen 

Degressionspfad steuern.  

Die im Grundsatz 6.1-10 „Spielräume für die Bauleitplanung“ eröffnete Flexibilisierung zur 

Ausweisung und Inanspruchnahme von Siedlungsflächen, abgekoppelt von den errechneten 

Flächenbedarfen und damit weit über die vorgegebene bedarfsgerechte Flächenfestlegung 

von Siedlungsbereichen hinausgehend, wird abgelehnt. Die aktuellen Flexibilisierungsmodelle 

(bisher für die Regierungsbezirke Köln, Detmold und Münster) verschärfen die Flächenkon-

kurrenzen weiter zu Lasten des Freiraumschutzes. 

Zum Ziel 6.4-1 „Standorte für landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben“ ver-

weisen die Naturschutzverbände auf ihre grundsätzlichen Bedenken gegen diese Planungs-

kategorie als überkommenes und nicht mehr zeitgemäßes Instrument der Wirtschaftsförde-

rung. Die Naturschutzverbände sehen sich in der fortlaufenden Reduzierung der Mindestflä-

chengröße, im aktuellen Entwurf zum Standort Euskirchen/Weilerswist auf nur noch 20 ha, in 

der Kritik bestätigt, dass bei diesen Standorten kein Unterschied zu den klassischen Gewerbe- 

und Industriestandorten erkennbar ist. Zum Ziel „6.4-2 Inanspruchnahme von Standorten 

für landesbedeutsame flächenintensive Großvorhaben“ ist festzustellen, dass die ge-

nannten Kriterien für die Ansiedlung von Vorhaben mit besonderer Bedeutung für die wirt-

schaftliche Entwicklung des Landes NRW, wie arbeitsintensive Betriebe, zuliefernde/weiter-

verarbeitende Industrie oder die Innovationskraft des Landes stärkende Betriebe mit zukunfts-

weisenden Produkten/Produktionsverfahren, gegenüber den größeren GIB der Regionalpläne 

keine eindeutige Abgrenzung darstellen. Die neu aufgenommene Regelung, wonach abwei-

chend von den Voraussetzungen der Standort Datteln/Waltrop durch einen Energiepark in An-

spruch genommen werden kann, der maximal die Hälfte der gesamten Fläche des Standortes 

umfasst, greift in Teilen eine von den Naturschutzverbänden in der Stellungnahme Scoping 

eingebrachte Anregung auf, die Standorte für landesbedeutsame, flächenintensive Großvor-

haben grundsätzlich für die flächenintensive Erzeugung von Erneuerbaren Energien bereitzu-

stellen.  
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II.  Naturschutz 

Die Erläuterungen zum Ziel 7.2-2 „Gebiete für den Schutz der Natur“ machen ein gravierendes 

Defizit deutlich: Es fehlt an einem landesweiten Konzeption für vorrangig für den Naturschutz 

raumordnerisch zu sichernden Flächen. Die Naturschutzverbände fordern hierzu die zügige 

Erarbeitung eines landesweiten Fachkonzeptes. Dabei sind die sich aus der Verordnung (EU) 

2024/1991 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2024 über die 

Wiederherstellung der Natur und zur Änderung der Verordnung (EU) 2022/869 sowie des Ziels 

der von der 15. Weltnaturkonferenz in Montreal im Jahr 2022 getroffen Vereinbarung, mindestens 

30 Prozent der weltweiten Land- und Meeresfläche bis 2030 unter effektiven Schutz zu stellen, zu 

berücksichtigen. Die Flächenansprüche des Naturschutzes sind aufgrund der zunehmenden 

Flächenkonkurrenzen dringend raumordnerisch zu sichern, dieses muss im Rahmen der 3. LEP-

Änderung durch eine Planergänzung noch erfolgen.  

Die im Ziel 7.2-3 „Vermeidung von Beeinträchtigungen“ festgelegten Ausnahmen für mögliche 

Inanspruchnahme der BSN für raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen für Verkehrs-, Ver- 

und Entsorgungstrassen, wird als zu weitgehend abgelehnt. Eine Ausnahme sollte sich nur auf 

Planungen / Maßnahmen erstrecken, die in einem gesetzlich geregelten überragenden 

öffentlichen Interesse liegen. In diesen Fällen wird in einer raumordnerischen Abwägung dem 

Infrastrukturprojekt ein Vorrang einzuräumen sein, es sei denn, es liegen entgegenstehende 

naturschutzrechtliche Gründe vor und die im zweiten Spiegelstrich genannte Voraussetzung einer 

fehlenden Trassenvariante außerhalb der BSN trifft zu. Die im LEP-Entwurf genannten weiteren 

beiden Ausnahmefälle für Planungen und Maßnahmen von Verkehrs-, Ver- und Entsorgungs-

trassen – u.a. sämtliche Projekte der Bedarfspläne von Bund/ Land zu Fern-, Landesstraßen, 

Schienenwegen, ÖPNV, Radschnellverbindungen und Wasserstraßen - werden dagegen abge-

lehnt, da sie den Anwendungsbereich in einem großen Umfang erweitern. Die Bedeutung der BSN 

für die Ziele des Naturschutzes stehen dieser Erweiterung des Anwendungsbereichs entgegen.    

Die geplante Festlegung der Regelungen zur Walderhaltung nur noch als Grundsatz 7.3-1 

„Walderhaltung“ anstatt der bisherigen Ziel-Festlegung wird abgelehnt. Den Waldbereichen 

kommt eine herausragende Bedeutung für verschiedene Freiraumfunktionen zu, insbesondere 

auch dem Natur- und Landschaftsschutz. Sie haben zudem eine wichtige Bedeutung für den 

Klimaschutz und die Klimaanpassung. Die raumordnerischen Vorgaben zur Walderhaltung zu-

künftig nur noch über einen Grundsatz zu regeln und damit den Wald generell der Abwägung 

zugunsten anderer Nutzungen zugänglich zu machen, wird dem erforderlichen Schutz der 

Wälder und ihrer Freiraumfunktionen nicht gerecht. Die Naturschutzverbände fordern, anhand 

der Kriterien des LEP-Urteils eine wirksame Zielformulierung zu entwickeln. Eine solche Ziel-

formulierung ist weiter zu fassen als das derzeitige Ziel 7.3-1. Die Waldbereiche sind nachhal-

tig als standortheimische, ökologisch stabile und gegenüber dem Klimawandel resiliente Wald-

bestände zu erhalten und zu entwickeln. Auch sollten Zielvorgaben zu Erhalt und Entwicklung 

besonderer Waldfunktionen und Waldbestände (naturnahe Wälder, Naturwaldzellen, Wald-

wildnisgebiete, Waldbiotopverbund) berücksichtigt werden.  

Die im Ziel 7.3-3 (neu) „Ausnahmsweise Inanspruchnahme von Waldbereichen“ ange-

führten Ausnahmen für mögliche Inanspruchnahmen der Waldbereiche durch Planungen und 

Maßnahmen für Verkehrs-, Ver- und Entsorgungstrassen entsprechen den Ausnahmerege-

lungen zu den BSN, beim Wald erweitert um solche Projekte, bei denen das Allgemeinwohl 

gesetzlich festgestellt wurde. Dieser erweiterte Geltungsbereich führt im Ergebnis nur noch zu 

einer Abgrenzung privater Interessen und wird mit einem niedrigeren fachrechtlichen Schutz-

status von regionalplanerisch gesicherten Waldbereichen im Vergleich zu regionalpla-
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nerischen BSN begründet. Die Erweiterung des Geltungsbereiches wird abgelehnt, da er den 

Schutzerfordernissen für die Waldbereiche in NRW nicht gerecht wird. Zu den entsprechend 

des Ziels 7.3-2 für die BSN geplanten Ausnahmeregelungen wird auf die dort genannten Be-

denken und Anregungen verwiesen und diese werden auch für das Ziel 7.3-3 geltend gemacht.  

Das Ziel 7.3-3, 2. Absatz und Grundsatz 7.3-4 neu „Alternativenprüfungen Betriebserwei-

terungen“ zu der für die Waldbereiche zusätzlich vorgesehenen Ausnahme für Bauflächen und -

gebiete, wenn dies für den Erhalt eines vorhandenen Betriebsstandortes erforderlich ist, wird 

abgelehnt. Die Regelungen des § 35 Abs. 4 Nr. 6 BauGB zur angemessenen Betriebserweiterung 

stellen eine ausreichende Regelung dar. 

III. Hochwasserschutz 

Auch mit den Änderungen in den Erläuterungen zum Ziel 7.4-6 „Überschwemmungsberei-

che“ und den Änderungen im Grundsatz 7.4-8 „Berücksichtigung potenzieller Überflu-

tungsgefahren“ werden potenzielle Überflutungsgefahren weiterhin nicht ausreichend plane-

risch berücksichtigt. Die Regelungen für Überschwemmungsbereiche sind weiterhin nur auf 

das 100-jährige Hochwasser ausgerichtet. Heute real katastrophengefährdete Bereiche auch 

hinter Deichen oder im Bereich von Extremhochwassern und Starkregenereignissen sind nicht 

ausreichend berücksichtigt. Im LEP sollte geregelt werden, dass keine Neudarstellungen von 

hochwassersensiblen Nutzungen (insbesondere Siedlungsbereiche, Deponien) in diesen Be-

reichen unzulässig sind. Nach Ansicht der Naturschutzverbände ist die Erstellung eines eige-

nen Fachbeitrags Wasser für die Regionalpläne für die komplexen Fragestellungen zu Ober-

flächengewässern, Grundwasser, Hochwasserschutz, Trinkwasserversorgung, Landschafts-

wasserhaushalt und klimaresilienten Städten dringend erforderlich.  

IV.      Landwirtschaft 

Der Grundsatz 7.5-2 „“Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflächen und Betriebsstandorte“ zur  

Sicherung und der Schutz von landwirtschaftlichen Flächen, insbesondere mit besonders hoher 

landwirtschaftlicher Bedeutung, vor Inanspruchnahme durch entgegenstehende Nutzungen, 

beispielsweise Siedlungs- und Verkehrszwecke oder Abgrabungen wird grundsätzlich unterstützt. 

Zum Grundsatz 7.5-3 (neu) „Festlegung landwirtschaftlicher Kernräume“ wird eine 

einheitliche Vorgabe für Kriterien zur Festlegung der Kernräume angeregt. Erforderlich ist eine 

ergänzende Klarstellung, dass Maßnahmen des Natur-, Klima- und Gewässerschutzes nicht zu 

den der landwirtschaftlichen Nutzung entgegenstehenden Nutzungen gehören; diese 

Maßnahmen müssen entsprechend der rechtlichen Verpflichtungen flächendeckend möglich sein. 

Die Naturschutzverbände regen die Aufnahme eines Grundsatzes zur Förderung des 

Ökologischen Landbaus an.  

V.    Verkehr- und technische Infrastruktur 

Zum Grundsatz 8.2-8 (neu) „Nutzung von Kraftwerksstandorten für den Aufbau einer zukunfts-

orientierten Infrastruktur für Wasserstoff und Strom aus erneuerbaren Energien“ merken die 

Naturschutzverbände an, dass es grundsätzlich sinnvoll ist, aufgegebene Kraftwerkstandorte 

für neue Kraftwerke, Konverter, Phasenschieber oder Großbatteriespeicher zu nutzen. Dies 

ist einer Ansiedlung im Freiraum vorzuziehen. In Bezug auf große Elektrolyseure ist allerdings 

jeweils eine Einzelfallbetrachtung dahingehend notwendig, ob diese überhaupt in der Form 

benötigt werden bzw. energetisch und angesichts des enorm hohen Wasserverbrauchs öko-

logisch sinnvoll sind. Für den Bau solcher Anlagen ist es aber sicherlich auch sinnvoll, 
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Kraftwerksflächen, die bereits über einen Gasfernleitungsanschluss verfügen, der mit dem 

Kraftwerk auf Wasserstoff umgestellt werden kann, zu nutzen, anstatt Freiflächen in Anspruch 

zu nehmen. 

VI. Rohstoffversorgung 

Die Naturschutzverbände begrüßen das Ziel 9.2-4 (neu) „Degressionspfad für die Siche-

rung nichtenergetischer Rohstoffe (Kies und Sand)“ zur langfristigen Begrenzung des Ab-

baus nichtenergetischer Rohstoffe. Dieser Degressionsfaktor muss zügig entwickelt und ver-

bindlich vorgegeben werden, ein erst langwierig aufzubauendes Monitoring ist hier kontrapro-

duktiv. Die Regionalpläne sind dann an diesen Degressionspfad anzupassen, ggf. müssen 

auch Abgrabungsbereiche verkleinert oder gestrichen werden.  

VII. Energieversorgung 

Zum Ziel 2-14 „Freiflächen-Solarenergie im Freiraum“ weisen die Naturschutzverbände darauf 

hin, dass sie angesichts der in NRW besonderen Problematik der Flächenkonkurrenzen und der 

erheblichen Vorbelastung des Freiraums, auch durch die regionalplanerisch ausgewiesenen 

Windenergiebereiche, eine nicht begrenzte Freirauminanspruchnahme für FF-PV für nicht 

vertretbar halten. Damit der Anteil der FF-PV zur Erreichung der Ziele nicht höher wird als nötig, 

sollte im LEP eine grundsätzliche Deckelung bis 2030/2045 erfolgen. Dies ist im vorliegenden 

Entwurf zur LEP-Änderung für landwirtschaftliche Flächen zumindest für klassische FF-PV-

Anlagen vorgesehen, was von den Naturschutzverbänden grundsätzlich begrüßt wird. Allerdings 

erscheinen die dafür zugrunde gelegten Zielwerte zu hoch gegriffen, was bedeutet, dass die 

Regelung aller Voraussicht nach nicht greift.  

Die Naturschutzverbände halten es für dringend erforderlich, den Zubau von FF-PV landesweit 

so zu steuern, dass  sich keine neuen erheblichen und großräumigen Belastungen für den 

Freiraum auf naturschutzfachlich bedeutsamen Flächen ergeben, Synergien zwischen FF-PV 

und weiteren Raumnutzungen für die Ziele des Freiraumschutzes (Biodiversitätsschutz, Um-

setzung WVO und Montréal-Ziele) genutzt werden und auch die Landwirtschaft nicht weiter  

belastet wird bzw. hier Flächen entzogen werden. Dazu schlagen sie folgende Regelungs-

punkte vor: 

Der Zubau von FF-PV jeglicher Art sollte bis 2030 gedeckelt werden, wenn der Leistungswert-

Anteil der FF-PV maximal 30 % des gesamten PV-Ziel-Leistungswertes beträgt; bei einem 

geplanten Ausbau auf den höchsten Zielwert von 27 GW läge der Wert bei 8,1 GW.  

Ergänzend regen die Naturschutzverbände einen Grundsatz „Solarenergie flächensparend 

ausbauen“ zum Vorrang der Potenzialnutzung für PV im bebauten Siedlungsraum und auf/ 

über versiegelten und vorbelasteten Flächen an. 

Zur Sicherstellung der Naturverträglichkeit fordern die Naturschutzverbände die verbindliche 

Vorgabe von Mindestkriterien im LEP, die für FF-PV-Anlagen flächendeckend einzuhalten 

sind, u.a. zur Gewährleistung der Durchgängigkeit für Kleintiere, zur Vermeidung von Versie-

gelung der Flächen, zum Pestizid- und Düngeverzicht. Hierzu regen die Naturschutzverbände 

einen neuen Grundsatz „Naturverträglicher Ausbau von Freiflächenphotovoltaikanlagen“ an  

 


